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Wahre Tatsachenbehauptungen auf
Bewertungsportal sind grunds�tzlich
hinzunehmen
BVerfG, Beschluss vom 29. 6. 2016 – 1 BvR 3487/14
ECLI:DE:BVerfG:2016:rk20160629.1bvr348714

Verfahrensgang: Hanseatisches OLG Hamburg, 4. 11. 2014 – 7 U 89/13;
LG Hamburg, 27. 9. 2013 – 324 O 80/13

Art. 5 GG

Der Kl�ger muss die unbestritten wahren �ußerungen
auf dem Bewertungsportal �ber Zahlungsprobleme bei
Kautionsr�ckzahlung hinnehmen. Es ist nicht erkenn-
bar, dass dem Kl�ger ein unverh�ltnism�ßiger Verlust
an sozialer Achtung droht. Soweit die �ußerung erst
drei Jahre sp�ter get�tigt wurde, f�hrt dies nicht zu
einem �berwiegen des allgemeinen Persçnlichkeits-
rechts des Kl�gers. (Leitsatz der Redaktion)

Sachverhalt

Gegenstand der Verfassungsbeschwerde ist eine zivilge-
richtliche Verurteilung zur Unterlassung. Der Beschwerde-
f�hrer und Beklagte des Ausgangsverfahrens (im Folgen-
den: der Beschwerdef�hrer) hatte nach den gerichtlichen
Feststellungen vom Kl�ger des Ausgangsverfahrens, der
eine Immobilienfirma betreibt, eine Werkstattfl�che gemie-
tet. Im Jahr 2007 kam es zu einem Rechtsstreit um R�ck-
zahlungsanspr�che des Beschwerdef�hrers. Die Parteien
schlossen im Oktober 2008 einen Vergleich, in dem sich
der Kl�ger dazu verpflichtete, 1100 J an den Beschwerde-
f�hrer zu bezahlen. Im Januar 2009 bot der Kl�ger an, den
Betrag in 55 Monatsraten zu je 20 J zu bezahlen. Dieses
Ratenzahlungsangebot lehnte der Beschwerdef�hrer ab und
stellte zugleich Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft,
was er dem Kl�ger auch mitteilte. Im Februar 2009 sah sich
der Beschwerdef�hrer gezwungen, einen Zwangsvollstre-
ckungsauftrag zu erteilen. Kurz vor Erteilung des Auftrags
hatte der Kl�ger 110 J gezahlt. Die Zahlung des Restbetrags
erfolgte Ende Februar 2009. Die Staatsanwaltschaft stellte
das Ermittlungsverfahren im M�rz 2009 ein.

Im Jahr 2012 berichtete der Beschwerdef�hrer �ber die-
sen – in der Sache zwischen den Parteien unstreitigen –
Vorgang auf Internet-Portalen, welche die Mçglichkeit
bieten, Firmen zu suchen und eine Bewertung abzugeben.
Der Beschwerdef�hrer nutzte f�r seine �ußerungen je-
weils die Bewertungsfunktion:

„Ende 2007 war ich leider gezwungen Herrn .. . bez�glich
der R�ckgabe meiner Mietkaution vor dem AG Hamburg-
Wandsbek zu verklagen. Im November 2008 bekam ich
dann vom AG ... einen Titel, der Herr .. . verpflichtete,
1100 J an mich zu zahlen. Am 3. 1. 2009 bekam ich einen
Brief von Herrn .. ., in dem er angeboten hat, die 1100 J in
55 Monatsraten 
 20 J zu bezahlen, da es im zurzeit nicht
mçglich ist, die 1100 J in einer Summe zu zahlen. Erst
nach Einschalten der Staatsanwaltschaft . . . und dem zu-
st�ndigen Gerichtsvollzieher hat Herr .. . dann Ende Feb-
ruar 2009 gezahlt. Mit Herrn .. . werde ich bestimmt keine
Gesch�fte mehr machen.“ [Name des Beschwerdef�hrers],
Hamburg

Der Kl�ger begehrte im Ausgangsverfahren die Unterlas-
sung dieser �ußerungen. Das LG verurteilte den Be-
schwerdef�hrer antragsgem�ß. Das OLG wies die Beru-

fung des Beschwerdef�hrers zur�ck. Der Beschwerdef�h-
rer wendet sich mit der Verfassungsbeschwerde gegen die
Entscheidungen des LG und des OLG und r�gt die Verlet-
zung seiner Meinungsfreiheit aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG.

Aus den Gr�nden

9 II. Die Verfassungsbeschwerde wird gem�ß § 93 a
Abs. 2 lit. b BVerfGG zur Entscheidung angenommen,
weil dies zur Durchsetzung der Grundrechte des Be-
schwerdef�hrers angezeigt ist. Die Voraussetzungen f�r
eine stattgebende Kammerentscheidung liegen vor (§ 93 c
Abs. 1 S. 1 i.V. m. § 93 a Abs. 2 lit. b BVerfGG).

10 1. Das BVerfG hat die maßgeblichen Fragen zur Beur-
teilung von wahren Tatsachenbehauptungen im Bereich
des �ußerungsrechts und des allgemeinen Persçnlichkeits-
rechts bereits entschieden (vgl. BVerfGE 34, 269, 281 ff.;
35, 202, 232; 66, 116, 139; 97, 391, 403; 99, 185, 196).

11 2. Die zul�ssige Verfassungsbeschwerde ist begr�ndet.
Die angegriffenen Entscheidungen verletzen die Mei-
nungsfreiheit des Beschwerdef�hrers aus Art. 5 Abs. 1
S. 1 GG.

12 Bei den angegriffenen �ußerungen handelt es sich um
Tatsachenbehauptungen, die geeignet sind, zur Meinungs-
bildung beizutragen und deshalb auch den Schutz der
Meinungsfreiheit genießen (vgl. BVerfGE 85, 1, 15 f.; 90,
241, 247; st. Rspr.).

13 Das Grundrecht aus Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG ist allerdings
nicht vorbehaltlos gew�hrt, sondern steht gem�ß Art. 5
Abs. 2 GG insbesondere unter dem Schrankenvorbehalt
der allgemeinen Gesetze, zu denen auch die hier angewen-
deten Vorschriften der §§ 823, 1004 BGB gehçren. Jedoch
haben die Fachgerichte bei der Auslegung und Anwendung
der grundrechtsbeschr�nkenden Normen des einfachen
Rechts die wertsetzende Bedeutung des beeintr�chtigten
Grundrechts zu ber�cksichtigen. Diesem Erfordernis wer-
den die angegriffenen Entscheidungen nicht in hinreichen-
dem Maße gerecht. Die Gerichte haben zwar nicht ver-
kannt, dass die streitgegenst�ndlichen �ußerungen in den
Schutzbereich der Meinungsfreiheit fallen und sind auch in
eine Abw�gung zwischen diesem Grundrecht des Be-
schwerdef�hrers und den auf Seiten des Kl�gers zu be-
r�cksichtigenden grundrechtlich gesch�tzten Belangen
seines allgemeinen Persçnlichkeitsrechts eingetreten. Die
Erw�gungen der Gerichte werden aber der Bedeutung und
Tragweite der Meinungsfreiheit nicht hinreichend gerecht.

14 Die Gerichte legen zun�chst zutreffend dar, dass die
Behauptung wahrer Tatsachen, die Vorg�nge aus der So-
zialsph�re betreffen, grunds�tzlich hingenommen werden
m�sse, denn das Persçnlichkeitsrecht verleiht keinen An-
spruch darauf, nur so in der �ffentlichkeit dargestellt zu
werden, wie es genehm ist (vgl. BVerfGE 97, 391, 403). Zu
den hinzunehmenden Folgen der eigenen Entscheidungen
und Verhaltensweisen gehçren deshalb auch solche Beein-
tr�chtigungen, die sich aus nachteiligen Reaktionen Dritter
auf die Offenlegung wahrer Tatsachen ergeben, solange sie
sich im Rahmen der �blichen Grenzen individueller Ent-
faltungschancen halten (vgl. BVerfGE 97, 391, 404;
BVerfG, Beschluss der 1. Kammer des Ersten Senats vom
8. 6. 2010 – 1 BvR 1745/06, Rn. 21, www.bverfg.de). Die
Schwelle zur Persçnlichkeitsrechtsverletzung wird bei der
Mitteilung wahrer Tatsachen �ber die Sozialsph�re regel-
m�ßig erst �berschritten, wo sie einen Persçnlichkeitsscha-
den bef�rchten l�sst, der außer Verh�ltnis zu dem Interesse
an der Verbreitung der Wahrheit steht (vgl. BVerfGE 97,
391, 403; 99, 185, 196 f.).
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15 Die Gerichte gehen weiter zutreffend davon aus, dass
auch die Nennung des Namens im Rahmen einer solchen
der allgemeinen �ffentlichkeit zug�nglichen Bewertung
das Persçnlichkeitsrecht des Kl�gers ber�hrt. Hierbei darf
der Einbruch in die persçnliche Sph�re nicht weiter gehen,
als eine angemessene Befriedigung des Informationsinte-
resses dies erfordert. Die f�r den Genannten entstehenden
Nachteile m�ssen im rechten Verh�ltnis zur Schwere des
geschilderten Verhaltens oder der sonstigen Bedeutung f�r
die �ffentlichkeit stehen (vgl. BVerfGE 35, 202, 232).
Eine ausreichend schwere Beeintr�chtigung des allgemei-
nen Persçnlichkeitsrechts des Kl�gers zeigen die angegrif-
fenen Entscheidungen indes nicht auf und begr�nden nicht
in tragf�higer Weise, dass der Kl�ger die unbestritten
wahren �ußerungen ausnahmsweise nicht hinnehmen
muss. Sie lassen nicht erkennen, dass dem Kl�ger ein
unverh�ltnism�ßiger Verlust an sozialer Achtung droht.
Trotz der vom Beschwerdef�hrer erstatteten Anzeige wird
dem Kl�ger keine strafrechtlich relevante Handlung vor-
geworfen, sondern eine schleppende Zahlungsmoral. Vor
diesem Hintergrund steht auch die namentliche Nennung
des Kl�gers, der seine Firma unter diesem Namen f�hrt,
nicht außer Verh�ltnis zum geschilderten Verhalten. Es ist
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden, wenn die Ge-
richte hier ein çffentliches Informationsinteresse mçg-
licher Kundinnen und Kunden des Kl�gers bejahen.

16 Soweit die Gerichte darauf abstellen, dass sich der
Beschwerdef�hrer erst drei Jahre nach der Einstellung eines
Strafverfahrens �ußert, f�hrt dies nicht zu einem �berwie-
gen des allgemeinen Persçnlichkeitsrechts des Kl�gers. Es
w�rde den Beschwerdef�hrer unverh�ltnism�ßig in seiner
Meinungsfreiheit einschr�nken, wenn nach einer solchen
Zeitspanne im Rahmen einer subjektiven Bewertung des
Gesch�ftsgebarens eines nach wie vor in gleicher Weise
t�tigen Gewerbebetreibers von ihm erlebte unstreitig wahre
Tatsachen nicht mehr �ußern d�rfte. Hierbei ist zu ber�ck-
sichtigen, dass der Zeitpunkt der geschilderten Ereignisse
klar erkennbar ist, und dass die �ußerungen auf den Porta-
len als Bewertung verçffentlicht wurden.

17 3. Die angegriffenen Entscheidungen beruhen auf den
aufgezeigten verfassungsrechtlichen Fehlern. Es ist nicht
auszuschließen, dass das LG bei erneuter Befassung zu
einer anderen Entscheidung in der Sache kommen wird.
[. . .]

Kommentar
Naht das Ende des allgemeinen Persçn-
lichkeitsrechts?

RA Dr. Ralph Oliver Graef, LL.M. (NYU), Hamburg*

I. Das Problem

Die Entscheidung des BVerfG vom 29. 6. 20161 verst�rkt
den seit l�ngerer Zeit zu beobachtenden Trend des BVerfG
und der Obergerichte, im Rahmen der Abw�gung zwi-
schen dem allgemeinen Persçnlichkeitsrecht und der Mei-
nungsfreiheit letzterer den Vorrang zu geben. F�r sich

betrachtet, kann im konkreten Fall sicherlich gut sowohl
die Auffassung der Instanzgerichte aus Hamburg als auch
die Auffassung des BVerfG vertreten werden. Schaut man
sich aber die Rechtsprechung des BVerfG und des BGH im
Zusammenhang an, scheint das Ende des allgemeinen
Persçnlichkeitsrechts nah.

II. Die Entscheidung

Ein Mieter verklagte seinen ehemaligen gewerblichen
Vermieter bez�glich der R�ckgabe seiner Mietkaution.
Nachdem er den Titel erstritten hatte, bot der Vermieter
ihm an, den titulierten Betrag von 1100 J in 55 Monats-
raten 	 20 J abzuzahlen. Nach Stellen einer Strafanzeige
gegen den Vermieter und Erteilen eines Zwangsvollstre-
ckungsauftrags zahlte der Vermieter die Summe. Da dem
Vermieter keine strafrechtlich relevante Handlung vorge-
worfen werden konnte, wurde das staatsanwaltliche Er-
mittlungsverfahren im M�rz 2009 eingestellt. Drei Jahre
sp�ter verfasste der Mieter �ber das Gerichtsverfahren und
die schleppende Zahlungsmoral seines gewerblichen Ver-
mieters eine Bewertung in einem Internetportal unter na-
mentlicher Nennung seines ehemaligen Vermieters. Dabei
stellte er einen Konnex her zwischen seinem Einschalten
der Staatsanwaltschaft sowie dem zust�ndigen Gerichts-
vollzieher und der Zahlung der titulierten Forderung durch
den Vermieter.

Gegen diese Bewertung klagte der Vermieter auf Unter-
lassung der �ußerungen und bekam sowohl vor dem LG
Hamburg als auch dem OLG Hamburg Recht, da nach
Ansicht der Gerichte die angegriffenen �ußerungen sein
allgemeines Persçnlichkeitsrecht verletzten und nach ge-
botener Abw�gung die Meinungsfreiheit des Mieters zu-
r�cktreten m�sse. Zwar m�ssten wahre Tatsachen aus dem
Bereich der Sozialsph�re nur im Falle schwerwiegender
Auswirkungen auf das Persçnlichkeitsrecht des Betroffe-
nen unterlassen werden. Nach Ansicht der Instanzgerichte
�berwog im konkreten Fall aber das Anonymit�tsinteresse
des Vermieters, da es sich nur um einen Vorwurf aus dem
Bereich der mittleren Kriminalit�t handele und im �brigen
auch an einem Bericht �ber das zçgerliche Zahlen einer
titulierten Forderung kein �berwiegendes çffentliches In-
formationsinteresse best�nde. Eine Berichterstattung mit
Namensnennung sei bei strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahren nur in F�llen der schweren Kriminalit�t zul�ssig
oder wenn die Tat selbst das �ffentlichkeitsinteresse be-
sonders ber�hre.

Das BVerfG nahm gleichwohl eine Verletzung der Mei-
nungsfreiheit des Mieters nach Art. 5 Abs. 1 S. 1 GG an.
Zwar seien die Instanzgerichte von den richtigen Grund-
s�tzen ausgegangen, sie h�tten hieraus aber die falschen
Schlussfolgerungen gezogen. So w�rden die mit der Ver-
fassungsbeschwerde angegriffenen Entscheidungen nicht
erkennen lassen, weshalb die �ußerungen schwerwiegen-
de Auswirkungen auf das Persçnlichkeitsrecht des Ver-
mieters h�tten. Denn, dass ein „unverh�ltnism�ßiger Ver-
lust an sozialer Achtung“ drohe, sei nicht festgestellt wor-
den. Das BVerfG betonte, dass das Persçnlichkeitsrecht
bei wahren Tatsachen aus dem Bereich der Sozialsph�re
keinen Anspruch darauf gebe, nur so in der �ffentlichkeit
dargestellt zu werden, wie es genehm ist. Dem Vermieter
drohe kein unverh�ltnism�ßiger Verlust an sozialer Ach-
tung. Bei der Bewertung durch den Mieter werde dem
Vermieter keine strafrechtlich relevante Handlung vorge-
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worfen, sondern der Eintrag im Internetportal stelle auf die
schleppende Zahlungsbereitschaft des Vermieters ab. An
dieser Information bestehe sehr wohl ein Informationsin-
teresse potentieller Kundinnen und Kunden. Da der Ver-
mieter nach wie vor mit seinem Gewerbe am Markt t�tig
ist, sei trotz der langen Zeitspanne von drei Jahren, die die
Ereignisse zur�cklagen, keine andere Entscheidung ge-
rechtfertigt.

III. Konsequenzen der Entscheidung

1. Zwar ist anerkannt, dass im Bereich der Sozialsph�re das
Informationsinteresse der �ffentlichkeit etwas hçher anzu-
setzen ist als das allgemeine Persçnlichkeitsrecht des Be-
troffenen. Das BVerfG legt im vorliegenden Fall aber die
Latte zu hoch. Wenn im Bereich der Sozialsph�re nur noch
ein „unverh�ltnism�ßiger Verlust an sozialer Achtung“
eine Verletzung des allgemeinen Persçnlichkeitsrechts zu
begr�nden vermag, verschiebt sich das Gleichgewicht zwi-
schen den beiden Verfassungsschwergewichten, dem all-
gemeinen Persçnlichkeitsrecht und dem Recht der Mei-
nungsfreiheit zu Lasten des allgemeinen Persçnlichkeits-
rechts. Das BVerfG hat in der Vergangenheit zu Recht
darauf hingewiesen, dass es der Sinn jeder zur Meinungs-
bildung beitragenden çffentlichen �ußerung ist, Aufmerk-
samkeit zu erregen. Daher seien angesichts der heutigen
Reiz�berflutungen aller Art einpr�gsame, auch starke For-
mulierungen hinzunehmen.2 Der BGH hat in der Vergan-
genheit in der Konsequenz gefolgert, dass dies auch f�r
�ußerungen gelte, die in scharfer und abwertender Kritik
bestehen, mit �bersteigerter Polemik vorgetragen werden
oder in ironischer Weise formuliert sind. Ein Kritiker darf
seine Meinung grunds�tzlich auch dann noch �ußern, wenn
sie andere f�r „falsch“ oder f�r „ungerecht“ halten.3

Das BVerfG verkennt im konkreten Fall aber, dass die
çffentliche Meinung – gerade auf Bewertungsportalen im
Internet – kein abgeschlossenes Jurastudium hat. Dort wird
mit grobem Keil geholzt, die vielf�ltigen juristisch gebote-
nen Differenzierungen und Abw�gungen haben keinen
Raum. An der Entscheidung des BVerfG ist zu kritisieren,
dass der Mieter seine Bewertung mit folgendem Satz ab-
schloss: „Erst nach Einschalten der Staatsanwaltschaft ...
und dem zust�ndigen Gerichtsvollzieher hat Herr ... dann
Ende Februar 2009 gezahlt“. Tats�chlich lag aber gar kein
strafrechtlich relevantes Verhalten des Vermieters vor. Es
ging vorliegend nur um die schleppende Zahlungsmoral des
Vermieters. Hierf�r sind die Zivilgerichte zust�ndig. F�r
den Leser der Bewertung auf dem Internetportal wird das
aber nicht deutlich. F�r ihn liest sich die Bewertung so, als
ob dem namentlich genannten Vermieter nur mit Hilfe der
Staatsanwaltschaft und Gerichtsvollziehern beizukommen
sei. Und der Leser schlussfolgert – unzutreffenderweise –
weiter, dass der Vermieter ein Straft�ter sei. Ein solcher
Vorwurf ist schwerwiegend und weitaus gravierender als
der Vorwurf schleppender Zahlungsmoral. Vor diesem Hin-
tergrund und den Gesamtumst�nden ist die Einsch�tzung
des LG Hamburg und des OLG Hamburg vorzugsw�rdig,
dass das Anonymit�tsinteresse des Kl�gers �berwog.

2. Auch zwei weitere Entscheidungen des ersten Senats des
BVerfG aus dem Juni 2016 befassen sich mit der Abw�-
gung zwischen allgemeinem Persçnlichkeitsrecht und
Meinungsfreiheit und befeuern den Trend contra allgemei-
nes Persçnlichkeitsrecht:

Am 28. 6. 2016 hatte das BVerfG geurteilt, dass in der
Abw�gung die Meinungsfreiheit das allgemeine Persçn-
lichkeitsrecht �berwiegen kann, obwohl eine Tatsache

behauptet wurde, deren Wahrheitsgehalt nicht bewiesen
werden konnte. In diesem Fall kçnne die �ußerung nicht
per se wegen ihrer Nichterweislichkeit als „prozessual
unwahr“ gewertet werden. Sofern der �ußernde im Vor-
feld hinreichend sorgf�ltige Recherchen �ber den Wahr-
heitsgehalt gemacht habe, d�rften sogar im Einzelfall un-
wahre Tatsachenbehauptungen aufrechterhalten werden,
da die �ußerung durch die Wahrnehmung berechtigter
Interessen im Sinne des § 193 StGB gerechtfertigt sei.4

Am 29. 6. 2016 urteilte das BVerfG �ber eine strafrecht-
liche Verurteilung wegen Beleidigung. Ein Strafverteidi-
ger hatte die zust�ndige Staatsanw�ltin des Verfahrens
gegen�ber einem Journalisten als „dahergelaufene Staats-
anw�ltin“, „durchgeknallte Staatsanw�ltin“, „widerw�rti-
ge, boshafte, d�mmliche Staatsanw�ltin“, „geisteskranke
Staatsanw�ltin“ bezeichnet. Der Strafverteidiger wurde zu
einer Geldstrafe verurteilt, da nach Ansicht der Instanzge-
richte der Tatbestand der Beleidigung erf�llt war, denn er
habe der Staatsanw�ltin ihren sittlichen und sozialen Gel-
tungsanspruch abgesprochen; eine Rechtfertigung nach
§ 193 StGB liege nicht vor. Das BVerfG hob die Entschei-
dung auf, da der Einfluss der Meinungsfreiheit bei der
Anwendung der grundrechtsbeschr�nkenden Vorschriften
der §§ 185 ff. StGB verkannt worden sei. Pointierte, pole-
mische und �berspitzt formulierte Kritik falle in den
Schutzbereich der Meinungs�ußerungsfreiheit. Sie sei erst
dann nicht mehr gesch�tzt, wenn die Grenze der Schm�h-
kritik �berschritten wird oder eine Formalbeleidigung vor-
liegt. Dies sei allerdings ein „eng zu handhabender Son-
derfall“. Die Instanzgerichte h�tten hier keine Feststellun-
gen dar�ber getroffen, dass die �ußerungen vçllig losge-
lçst von dem Ermittlungsverfahren get�tigt wurden und
damit die reine Herabw�rdigung der Staatsanw�ltin im
Vordergrund stand, kritisierte das BVerfG.5

3. Das BVerfG legt vor, die Instanzgerichte ziehen folge-
richtig nach oder urteilen schon jetzt in vorauseilendem
Gehorsam. Mit Sorge sind deshalb Entscheidungen wie die
des BGH vom 16. 12. 20146 zu betrachten. Hier durfte sich
der beklagte Wissenschaftsjournalist �ber ein Unterneh-
men und dessen Produkte aus Sicht des BGH in zul�ssiger
Weise wie folgt �ußern: „Schwindel“, „Betrug“, „Scharla-
tanerieprodukt“ und „Unsinn“. Der BGH qualifizierte die
�ußerungen als Werturteil. Im n�chsten Schritt verneinte
er das Vorliegen von Schm�hkritik und erlaubte „auch eine
polemische und �berspitzte Kritik“ sowie eine Auseinan-
dersetzung „in scharfer und mçglicherweise �berzogener
Form“. An der Aufrechterhaltung und Weiterverbreitung
herabsetzender Tatsachenbehauptungen besteht grund-
s�tzlich kein sch�tzenswertes Interesse. Aber im Ergebnis
kann man festhalten: Sobald es um �ußerungen geht, die
die �ffentlichkeit wesentlich ber�hren, gibt es also fast so
etwas wie eine „carte blanche“. Eine wertende Kritik an
der gewerblichen Leistung eines Wirtschaftsunternehmens
ist auch dann vom Grundrecht der Meinungs�ußerungs-
freiheit nach Art. 5 GG gedeckt, wenn sie scharf und �ber-
zogen formuliert ist. Solche Kritik kann nur unter engen
Voraussetzungen als Schm�hkritik angesehen werden.

Da darf man sich �ber die Entscheidung des OLG Karls-
ruhe7 aus dem Januar 2015 nicht mehr wundern. In einer
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Auseinandersetzung zwischen Mitgliedern einer Partei sah
es das Gericht als zul�ssig an, den Anderen als „L�gner,
Betr�ger, Versager und chronischen Verlierer“ zu bezeich-
nen. Der Kl�ger durfte zudem als „die wandelnde Inkom-
petenz und vor allem eines: ein Gauner!“ sowie als „Ha-
lunke! Ein Rechtsbrecher, ein Loser, ein geborener Ver-
lierer“ bezeichnet werden.

AGB mit Schriftformerfordernis
f�r K�ndigung einer Online-Partner-
vermittlung unwirksam
BGH, Urteil vom 14. 7. 2016 – III ZR 387/15
ECLI:DE:BGH:2016:140716UIIIZR387.15.0

Verfahrensgang: OLG Hamburg, 26. 10. 2015 – 10 U 12/13;
LG Hamburg, 30. 4. 2013 – 312 O 412/12

§ 309 Nr. 13 BGB

Die Beklagte bietet eine reine Online-Partnervermitt-
lung an, bei der eine ausschließlich digitale Kommuni-
kation gef�hrt wird und die ohne sonstige Erkl�rungen
in Schriftform zur Begr�ndung des Vertragsverh�lt-
nisses auskommt. Daher ist es allein sachgerecht, f�r
die Beendigungsmçglichkeit dieselben elektronischen
Mçglichkeiten und Formen zuzulassen wie f�r die Be-
gr�ndung des Vertrags und seine gesamte Durchf�h-
rung. Deshalb widerspricht es den schutzw�rdigen In-
teressen des Kunden, gerade und nur f�r seine K�ndi-
gung die �ber die Textform hinausgehende Schriftform
(mit eigenh�ndiger Unterschrift) zu verlangen. (Leit-
satz der Redaktion)

Sachverhalt

Der Kl�ger ist bundesweit als Dachverband aller 16 Ver-
braucherzentralen der Bundesl�nder t�tig; er ist ein nach
§ 3 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, § 4 UKlaG qualifizierter Verbrau-
cherschutzverband. Die Beklagte betreibt verschiedene
Telemediendienste, darunter eine Partnervermittlung �ber
die Internetseite [. . .] F�r verschiedene Klauseln, die in den
hierf�r zugrunde gelegten AGB enthalten sind, verlangt
der Kl�ger die Unterlassung der Verwendung. Nach �ber-
einstimmenden Erledigungserkl�rungen der Parteien be-
z�glich eines Teils des Rechtsstreits richtet sich der vom
Kl�ger geltend gemachte Unterlassungsanspruch noch ge-
gen die Verwendung der Klausel unter Nr. 7 Abs. 2 der
AGB. Dort heißt es: „Die K�ndigung der VIP- und/oder
Premium-Mitgliedschaft bedarf zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform (eigenh�ndige Unterschrift) und ist z. B. per
Fax oder per Post an E. GmbH (Adresse siehe Impressum)
zu richten; die elektronische Form ist ausgeschlossen.“

Der Kl�ger h�lt diese Regelung nach § 309 Nr. 13 BGB f�r
unwirksam, weil sie die Mçglichkeiten zur Wahrung der
SchriftformbeiderK�ndigungdurchdenKundenunzul�ssig
einschr�nke und die Vertragsauflçsung ersichtlich erschwe-
re. Darin liege auch eine unangemessene Benachteiligung
des Kunden, zumal die Beklagte ihrerseits eine fristlose
K�ndigung per E-Mail aussprechen kçnne und sowohl das
Zustandekommen als auch die gesamte Durchf�hrung des
Vertragsverh�ltnisses auf rein elektronischem Weg erfolge.

Das LG hat den noch im Streit befindlichen Unterlassungs-
anspruch bez�glich Nr. 7 Abs. 2 der AGB als begr�ndet

angesehen und die Beklagte antragsgem�ß verurteilt. Auf
die hiergegen gerichtete Berufung hat das OLG das erst-
instanzliche Urteil abge�ndert und die Klage insoweit
abgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Kl�ger seinen
Antrag auf Zur�ckweisung der Berufung der Beklagten
weiter.

Aus den Gr�nden

4 Die Revision des Kl�gers ist zul�ssig und f�hrt in der
Sache zur Aufhebung des Berufungsurteils sowie zur Zu-
r�ckweisung der gegen die erstinstanzliche Entscheidung
gerichteten Berufung der Beklagten.

5 I. Das Berufungsgericht hat sich auf den Standpunkt
gestellt, dem Kl�ger stehe der geltend gemachte Unterlas-
sungsanspruch nicht zu, weil ein Verstoß gegen § 309
Nr. 13 BGB nicht vorliege. [. . .]

6 II. Diese Erw�gungen des Berufungsgerichts halten den
Angriffen der Revision nicht stand.

7 Dem Kl�ger steht gegen die Beklagte ein Unterlassungs-
anspruch gem�ß § 1 UKlaG bez�glich der von der Beklag-
ten in ihren AGB verwendeten Klausel in Nr. 7 Abs. 2 zu.
Denn diese benachteiligt die Kunden der Beklagten (VIP-
und/oder Premiummitglieder) unangemessen im Sinne des
§ 307 Abs. 1 BGB.

8 1. Bei dieser Beurteilung braucht der Senat nicht zu
entscheiden, ob die fragliche Klausel, wie die Revision
meint, bereits gegen das Klauselverbot des § 309 Nr. 13
BGB in der noch bis zum 30. 9. 2016 geltenden Fassung
verstçßt. (Nach der ab dem 1. 10. 2016 f�r von diesem
Zeitpunkt an geschlossene Vertr�ge geltenden Fassung
[vgl. Art. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Verbesserung der zivil-
rechtlichen Durchsetzung von verbrauchersch�tzenden
Vorschriften des Datenschutzrechts vom 17. 2. 2016 –
BGBl. I, S. 233] kann f�r Erkl�rungen von Verbrauchern,
die, wie die K�ndigung, gegen�ber dem Verwender von
AGB oder Dritten abzugeben sind, allenfalls noch die
Textform, nicht aber die Schriftform wirksam vorgegeben
werden [vgl. auch BT-Drs. 18/4631, S. 17 f.].) Zwar kann
davon ausgegangen werden, dass eine Klausel, die den
Anforderungen des § 309 Nr. 13 BGB entspricht, im Re-
gelfall auch mit § 307 BGB vereinbar ist (vgl. M�nch-
KommBGB/Wurmnest, BGB 7. Aufl. § 309 Nr. 13 Rn. 4;
Dammann in Wolf/Lindacher/Pfeiffer, AGB-Recht,
6. Aufl., § 309 Nr. 13 Rn. 20, 21; vgl. auch BGH, Urt. v.
18. 1. 1989 – VIII ZR 142/88, NJW-RR 1989, 625, 626).
Dies gilt jedoch nicht ausnahmslos. Unter Ber�cksichti-
gung der Besonderheiten des dem Streitfall zugrunde lie-
genden Vertrags f�hrt die Inhaltskontrolle nach § 307
Abs. 1 S. 1 BGB unbeschadet des Vorliegens der Voraus-
setzungen des § 309 Nr. 13 BGB zur Unwirksamkeit der
beanstandeten Klausel.

9 2. a) Unangemessen im Sinne des § 307 Abs. 1 S. 1 BGB
ist eine Benachteiligung, wenn der Verwender durch ein-
seitige Vertragsgestaltung missbr�uchlich eigene Interes-
sen auf Kosten seines Vertragspartners durchzusetzen ver-
sucht, ohne von vornherein auch dessen Belange hinrei-
chend zu ber�cksichtigen und ihm einen angemessenen
Ausgleich zuzugestehen. Es bedarf dabei einer umfassen-
den W�rdigung der wechselseitigen Interessen, wobei die
Abweichung vom dispositiven Recht Nachteile von eini-
gem Gewicht begr�nden muss und Gegenstand, Zweck
und Eigenart des Vertrags mit zu ber�cksichtigen sind
(vgl. BGH, Urt. v. 17. 12. 2002 – X ZR 220/01, NJW 2003,
886, 887 m. w. N. und vom 19. 12. 2007 – XII ZR 61/05,
NJW-RR 2008, 818 Rn. 17).
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